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Forum A 

Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe 
– Diskussionsbeitrag Nr. 15/2013 – 

24.09.2013 

Wie kann die Barrierefreiheit auf Weihnachtsmärkten und  
Stadtfesten gesichert werden? Barrierefreiheit als Auswahlkriterium  

im Sinne des § 70 Abs. 3 GewO 
Anmerkung zu OVG Lüneburg, Urteil vom 16.05.2012, Az: 7 LB 52/11  

Von Radek Rafal Wasilewski, Universität Kassel/Universität Szczecin und  
Henning Groskreutz, Universität Kassel 

 

I. Thesen der Autoren 

1. Barrierefreiheit ist bei der Ermes-
sensausübung gem. § 70 Abs. 31 Ge-
werbeordnung (GewO) über die Zu-
lassung eines Standbetreibers zu 
Veranstaltungen in Fällen nicht aus-
reichender Kapazität zu berücksichti-
gen. 

2. Erst wenn mehrere Antragsteller ver-
gleichbare barrierefreie Angebote 
vorlegen, kann der Veranstalter wei-
tere Auswahlkriterien verwenden2. 

3. Wenn der Marktveranstalter ein Trä-
ger der öffentlichen Verwaltung ist, 
sind die Vorschriften der jeweiligen 
Landesbehindertengleichstellungs-

                                                
1 „Der Veranstalter kann aus sachlich gerechtfer-
tigten Gründen, insbesondere wenn der zur Ver-
fügung stehende Platz nicht ausreicht, einzelne 
Aussteller, Anbieter oder Besucher von der Teil-
nahme ausschließen.“ 
2 Zu dieser Frage hat sich auch das VG Bremen 
im Beschluss vom 02.10.2012 (Az: 5 V 1031/12) 
geäußert; wenn es mehrere Angebote gibt, die 
barrierefrei sind, kann ein anderes Kriterium 
(insb. Attraktivität) Anwendung finden.  

gesetze unmittelbar zu beachten und 
die bestehenden Regelungen im Sin-
ne der UN-BRK3 auszulegen. 

4. Bei der Entscheidung über die Fest-
setzung eines Marktes nach § 69 Ge-
wO4 hat die zuständige Behörde zu 
prüfen, ob private Veranstalter die 
Barrierefreiheit sicherstellen. 

5. Private Marktbeschickerinnen und 
Marktbeschicker sind nach § 19 All-
gemeines Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) zur Sicherstellung der 
Barrierefreiheit verpflichtet. Für Ge-
tränke- oder Essensstände finden 
zudem – wenn ein Gästebereich vor-

                                                
3 Übereinkommen über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen – Behindertenrechts-
konvention vom 13. Dezember 2006 (BGBl. 
2008 II S. 1420) in Kraft für die Bundesrepublik 
Deutschland seit dem 26. März 2009 (Bek. vom 
05.06.2009 BGBl. 2009 II S. 812)(UN-BRK). 
4 Soweit keine speziellen landesrechtlichen Re-
gelungen bestehen. Die Länder sind seit 2006 
durch die Regelung in Art. 74 Nr. 11 GG grund-
sätzlich befugt, eigene Regelungen für das Recht 
der Messen, Ausstellungen und Märkte zu erlas-
sen. 
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handen ist – die Vorschriften über die 
Barrierefreiheit von Gaststätten An-
wendung. 

II. Wichtige Aussagen der Entscheidung 

1. In Fällen begrenzter Kapazität ist eine 
Auswahl zwischen konkurrierenden 
Bewerbern für die Zulassung zum 
Weihnachtsmarkt nach dem Kriterium 
der Attraktivität grundsätzlich geeig-
net, die Zulassungschance im Rah-
men des § 70 Abs. 3 GewO zu ge-
währleisten. 

2. Eine Auswahlentscheidung ist er-
messensfehlerhaft, wenn die Aus-
wahlkriterien unzureichend ausdiffe-
renziert sind. Unter dem Gesichts-
punkt der weiteren Ausdifferenzie-
rung kann u. a. die Barrierefreiheit 
unter dem Aspekt einer Erreichbar-
keit auch für gehbehinderte Besucher 
hergezogen werden.5 

III. Sachverhalt 

Im Fall des Oberverwaltungsgerichts 
(OVG) Lüneburg bewarb sich der Kläger 
mit seinem Getränkestand um die Zulas-
sung zur Teilnahme am Hannoveraner 
Weihnachtsmarkt 2009, der von der Stadt 
Hannover veranstaltet wurde.  
Die Stadt lehnte den Antrag ab. Sie verwies 
auf die hohe Bewerberzahl, angesichts derer 
ihre Auswahlkommission eine Bewertung der 
Angebote anhand der speziellen Vergabe-
richtlinien vornehmen musste. Das Hauptkri-
terium war dabei die Attraktivität (d. h. das 
weihnachtliche Warenangebot und die ent-
sprechende Gestaltung) sowie ergänzend 
die Zuverlässigkeit der Bewerber nach dem 
Kriterium „bekannt und bewährt“. Unter dem 
                                                
5 OVG Lüneburg, Urteil vom 16.05.2012,  
Az: 7 LB 52/11, RN. 29. 

Gesichtspunkt der Attraktivität war der 
Stand des Klägers als gleichwertig ge-
genüber den Mitbewerbern anzusehen. 
Die Mitbewerber waren jedoch unter dem 
Gesichtspunkt „bekannt und bewährt“ 
vorzugswürdig. Im Gegensatz zu den an-
deren Bewerbern war der Stand des Klägers 
barrierefrei. Die Barrierefreiheit war jedoch 
kein Kriterium, das in der Auswahlentschei-
dung der Kommission berücksichtigt wurde. 
Der zurückgewiesene Bewerber erhob da-
rauf Klage vor dem Verwaltungsgericht. Die-
ses wies die Klage ab, da die Auswahl-
entscheidung rechtmäßig gewesen sei, 
soweit diese sich vorrangig auf das Krite-
rium der Attraktivität gestützt und nur 
nachrangig an der bisherigen Bewährung 
der Schausteller orientiert habe. Weil alle 
ausgewählten Stände über die entsprechen-
den weihnachtlichen Gestaltungselemente 
verfügten, sei die Zuschlagserteilung nach 
dem Sekundärkriterium „bekannt und 
bewährt“ rechtmäßig erfolgt.  
Dagegen legte der Kläger Berufung ein. Er 
wandte ein, dass das Kriterium „bekannt und 
bewährt“ erst dann zum Tragen kommen 
dürfe, wenn sich nach Bewertung aller At-
traktivitätsaspekte ein Gleichstand von Be-
werbern ergebe. Vorliegend habe er aber, 
gemessen am Kriterium der Attraktivität, das 
bessere Angebot vorgelegt. Die beklagte 
Stadt hätte u. a. den Gesichtspunkt der 
Barrierefreiheit zu seinen Gunsten be-
rücksichtigen müssen. 

IV. Entscheidungsgründe 

Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Lü-
neburg gab dem zurückgewiesenen Schau-
steller Recht und hob hervor, dass die Aus-
wahlentscheidung den Voraussetzungen des 
§ 70 Abs. 3 GewO nicht entspreche, gegen 
die dort verankerte Marktfreiheit verstoße 
und damit den Kläger benachteilige.  
Nach Auffassung des Gerichts sei für eine 
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sachgerechte Ermessensausübung entwe-
der das Kriterium der Attraktivität weiter aus-
zudifferenzieren oder auf zusätzliche objekti-
ve Kriterien zurückzugreifen, wenn die At-
traktivität der weihnachtlichen Gestaltung al-
lein keine plausible Entscheidung begründen 
kann. Durch das Kriterium „bekannt und be-
währt“ werde die Zulassungschance von 
Neubewerbern nicht hinreichend gewährt.  
Es liege im sachgerecht auszuübenden Er-
messen des Veranstalters, auf welche Weise 
er das räumliche Kapazitätsproblem behebt. 
Für eine weitere Ausdifferenzierung der 
Zulassungskriterien wäre es etwa denk-
bar, die Barrierefreiheit unter dem Aspekt 
einer Erreichbarkeit auch für gehbehin-
derte Besucher heranzuziehen. 

V. Würdigung/Kritik 

Dass Veranstalter eines Festes einzelne 
Anbieter von der Teilnahme an der Ver-
anstaltung aus sachlich gerechtfertigten 
Gründen ausschließen können, insbe-
sondere dann, wenn der zur Verfügung 
stehende Platz nicht ausreicht, ist unbe-
stritten.6 Fraglich ist dennoch, welche Aus-
wahlkriterien dabei vorrangig anzuwenden 
sind und welche anderen Hilfskriterien dabei 
genutzt werden. Insbesondere stellt sich die 
Frage, inwieweit das Kriterium der 
Barrierefreiheit dabei zu berücksichtigen ist. 
Der wichtigste Aspekt der beiden ange-
führten Entscheidungen ist, ob Barriere-
freiheit als ein Kriterium im Vergaberecht 
(hier: gem. § 70 Abs. 3 GewO) anzusehen 
ist. Das OVG Lüneburg führt aus, dass 
die Beachtung der Barrierefreiheit nur als 
ein weiteres Attraktivitätskriterium anzu-
erkennen sei. Im Urteil heißt es: „Unter 
dem Gesichtspunkt der weiteren Ausdiffe-
renzierung wäre es etwa denkbar,[…] weite-

                                                
6 VG Gelsenkirchen, Beschl. v. 03.05.2010 – 7 L 
356/10 –, juris. 

re Attraktivitätskriterien heranzuziehen […] 
Gleiches gilt für die Barrierefreiheit unter 
dem Aspekt einer Erreichbarkeit auch für 
gehbehinderte Besucher“7. Die Gewerbe-
ordnung gibt aber keinen bestimmten 
Auswahlmodus vor, wonach z. B. der At-
traktivitätsbewertung ein Vorrang zu-
kommt. Daher kann die Barrierefreiheit 
eines Standes auch ein alleiniges Kriteri-
um auf einer ersten Auswahlstufe darstel-
len8. Einerseits liegt es im sachgerecht aus-
zuübenden Ermessen des Veranstalters, auf 
welche Weise er räumliche Kapazitätsdefizi-
te bei seiner Veranstaltung behebt. Ande-
rerseits dürfen aber auch die Vorgaben 
des Grundgesetzes (insbesondere Art. 3 
Abs. 3 Satz 2 und Art. 20 GG) und die Re-
gelungen der Behindertengleichstel-
lungsgesetze (etwa §§ 1, 4 und 7 BGG) 
nicht außer Acht gelassen werden, die 
Barrierefreiheit fordern. Häufig ist – wie 
auch in diesem Fall – die Organisation von 
Festen und Weihnachtsmärkten die Aufgabe 
von Kommunen. Diese sind dabei zwar nicht 
an die Vorgaben zur Barrierefreiheit nach 
dem Behindertengleichstellungsrecht des 
Bundes gebunden.9 Der Veranstalter des 
Marktes hat bei gleichwertigen Angebo-
ten von Marktbeschickerinnen oder 
Marktbeschickern dennoch auf die 
Barrierefreiheit Rücksicht zu nehmen, um 
Menschen mit Behinderungen die effekti-
ve und zumutbare Teilnahme am Weih-
nachtsmarkt zu ermöglichen.  
Öffentliche Marktveranstalter sind an die 
entsprechenden Ländergesetze und de-
ren Auslegung im Sinne der Vorschriften 
der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) gebunden10, was in der darge-
                                                
7 Rn. 29. 
8 BeckOK GewO § 70, Rn. 42 (juris). 
9 Vgl. § 7 Abs. 2 BGG. 
10 Inwieweit eine unmittelbare Bindung an die 
UN-BRK durch die Länder besteht, ist eine Fra-
ge, die im Einzelfall zu klären ist und sich nur bei 
einer Gesetzeslücke stellt (die hier wegen des 
LBGG nicht besteht); zur Bedeutung der UN-BRK 
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stellten Rechtsprechung nicht berück-
sichtigt wurde. In Bezug auf die Auswahl-
entscheidung für den Hannoveraner 
Weihnachtsmarkt lag daher ein Ermes-
sensfehler der Stadt vor, da ihr Ermessen 
über die Auswahl von barrierefreien 
Marktständen durch § 4 Abs. 1 Nieder-
sächsisches Behindertengleichstellungsge-
setz (NBGG)11 insoweit gebunden war. Die-
se Norm verpflichtet die öffentlichen Stellen 
(also auch die Stadt als Veranstalter eines 
Marktes) in ihrem jeweiligen Aufgabenbe-
reich die in § 1 NBGG genannten Ziele, ins-
besondere die „gleichberechtigte Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen am Leben 
in der Gesellschaft“ zu verwirklichen und bei 
der Planung von Maßnahmen zu beachten. 
Die Stadt Hannover ist nach § 2 Abs. 1 
NBGG an diese Vorgabe gebunden und hät-
te deshalb das Auswahlermessen auch in 
diesem Sinne bestätigen müssen. Dieser 
Aspekt wurde vom OVG Lüneburg in seiner 
Entscheidung nicht geprüft.  
Die UN-BRK (Art. 4 Abs. 5) gilt ohne Ein-
schränkung oder Ausnahme für alle Län-
der. Nach der UN-BRK (Art. 30 Abs. 5c 
i. V. m. Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2d) sind daher 
auch die Länder verpflichtet, für Men-
schen mit Behinderungen den gleichbe-
rechtigten Zugang zur physischen Um-
welt, sowie zu anderen Einrichtungen und 
Diensten, die der Öffentlichkeit in städti-
schen und ländlichen Gebieten offenste-
hen oder für sie bereitgestellt werden, zu 
gewährleisten. Vertragsstaaten treffen 
außerdem geeignete Maßnahmen, um si-
cherzustellen, dass private Rechtsträger, 
die Einrichtungen und Dienste anbieten, 
die der Öffentlichkeit offenstehen oder für 
sie bereit gestellt werden, alle Aspekte 
der Zugänglichkeit für Menschen mit Be-

                                                                        
für die Bundesländer siehe auch Welti, Forum D, 
Beitrag D9-2012, S. 2 unter www.reha-recht.de. 
11 Niedersächsisches Behindertengleichstel-
lungsgesetz vom 25. November 2007 (Nds. 
GVBl. S. 661) (NBGG). 

hinderungen berücksichtigen. Auch im 
Sinne der Umsetzung dieser Vorgaben der 
UN-BRK ist der öffentliche Veranstalter ver-
pflichtet, das Kriterium der Barrierefreiheit 
bei der Planung von Märkten zu verwenden. 
Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob die 
Genehmigungsbehörde nicht bereits im 
Rahmen der Festsetzung eines Marktes 
nach § 69 GewO Vorgaben zur Barriere-
freiheit auch gegenüber einem privaten 
Veranstalter machen kann, wenn der be-
antragte Markt keine entsprechenden 
Vorgaben vorsieht. Die Festsetzung eines 
beantragten Marktes ist nämlich dann ab-
zulehnen, wenn die Durchführung der 
Veranstaltung dem öffentlichen Interesse 
widerspricht12. Der Begriff des öffentlichen 
Interesses ist dabei weit zu verstehen13. In 
der Rechtsprechung wird schon die Ansicht 
vertreten, dass ein solcher Widerspruch 
zum öffentlichen Interesse dann vorliegt, 
wenn die Durchführung der Veranstal-
tung gegen eine Norm des Bundes- oder 
Landesrechts verstößt14. Für eine entspre-
chende Feststellung bedarf es daher keines 
Rückgriffs auf das in der maßgeblichen Be-
stimmung genannte Regelbeispiel einer 
sonstigen erheblichen Störung der öffentli-
chen Sicherheit.  
Bei der Auslegung dieser Begriffe kann auf 
das allgemeine Ordnungsrecht zurückgegrif-
fen werden15, sodass der Schutz der objekti-
ven Rechtsordnung im Rahmen der Festset-
zung zu beachten ist. Insbesondere ist 
deshalb ein Markt zu versagen, der gegen 
die landesrechtlichen Vorgaben16 zur 
                                                
12 § 69a Abs. 1 Nr. 3 GewO. 
13 Schönleiter in: Landmann/Rohmer, Gewerbe-
ordnung 63. Ergänzungslieferung 2013, § 69a 
GewO, Rndr. 4. 
14 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 16. November 
2011 – 6 A 10584/11 –, juris, Rn 16. 
15 Ambs in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Ne-
bengesetze, 193. Ergänzungslieferung 2013, 
§ 69a GewO, Rdnr. 3. 
16 Ennuschat in: Tettinger/Wank/Ennuschat, Ge-
werbeordnung, 8. Auflage 2011, § 69a GewO, 
Rdnr. 18. 
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Barrierefreiheit aus dem jeweiligen Lan-
desbehindertengleichstellungsgesetz 
verstößt. Diese Bindung betrifft wiederum 
unmittelbar nur öffentliche Marktveranstalter, 
da nur diese Gruppe aus den jeweiligen Ge-
setzen verpflichtet ist. Geht man davon 
aus, dass § 69a Abs. 1 Nr. 3 GewO als 
Vorschrift zur Umsetzung von Art. 9 
Abs. 2b) UN-BRK gesehen werden kann, 
wonach sicherzustellen ist, dass private 
Rechtsträger von staatlicher Seite zur 
Umsetzung des Prinzips der Zugänglich-
keit zu verpflichten sind17, so ergibt sich 
diese Verpflichtung auch im Hinblick auf 
die Festsetzung eines Marktes gegenüber 
privaten Veranstaltern. Daneben ist zudem 
der ebenfalls aufgeführte Begriff der öffentli-
chen Ordnung im Sinne der Umsetzung der 
UN-BRK so auszulegen, dass das darin ent-
haltende Ziel einer inklusiven Gesellschaft 
auch als Wertvorstellung18 bei der Durchfüh-
rung eines Marktes zu beachten ist. Festzu-
halten ist daher, dass die Herstellung der 
Barrierefreiheit dem „öffentlichen Inte-
resse“ im Sinne des § 69a Abs. 1 Nr. 3 
GewO entspricht, wie es sich aus der 
Verpflichtung des Gesetzgebers in der 
UN-BRK ergibt. Ein Widerspruch zum öf-
fentlichen Interesse liegt auch dann vor, 
wenn ein Gaststättengesetz bzw. AGG 
(zum Thema Gaststättengesetze und AGG 
siehe unten) verstoßen wird, weil ein sol-
cher Verstoß gleicherweise die Bundes- oder 
Landesrechtsnormen verletzt.  
Nach § 69a Abs. 2 GewO kann die zuständi-
ge Behörde im öffentlichen Interesse die 
Festsetzung einer Veranstaltung mit Aufla-
gen verbinden. Die Erteilung einer Auflage 
steht zwar im Ermessen der Behörde, aller-
dings ist das Ermessen auf Null reduziert, 
wenn ansonsten die Festsetzung abzuleh-

                                                
17 Vgl. Welti in: UN-Behindertenrechtskonvention 
mit rechtlichen Erläuterungen, Welke (Hrsg.), 
Berlin 2012, Art. 9, Rn 7. 
18 Zur Definition siehe etwa, BVerfG NVwZ 2008, 
671 (673). 

nen wäre19. Daher hat die zuständige Be-
hörde den Antrag eines nicht-barrierefreien 
Veranstaltungskonzeptes mit entsprechen-
den Auflagen zur Barrierefreiheit nach § 69a 
Abs. 2 GewO festzusetzen. Dies ergibt sich 
aus den Bindungen der zuständigen Behör-
de an die jeweiligen Behindertengleichstel-
lungsgesetze und die Vorgaben aus Art. 9 
UN-BRK.  
Die Verpflichtung zur barrierefreien Aus-
gestaltung eines Marktstandes kann sich 
auch auf Grund einer Regelung des Gast-
stättenrechts ergeben, da dieses über 
§ 68a S. 2 GewO auch für Marktstände gilt, 
an denen Getränke und Speisen angeboten 
werden. Das Gaststättengesetz20 des Bun-
des gilt nur, insoweit ein Land keine eigenen 
Regelungen getroffen hat. Im Fall von Nie-
dersachsen wäre für entsprechende Stände 
das Niedersächsische Gaststättengesetz21 
anzuwenden gewesen. Nach dieser Vor-
schrift wird ein Gaststättengewerbe betrie-
ben, wenn gewerbsmäßig Getränke oder 
zubereitete Speisen zum Verzehr an Ort und 
Stelle angeboten werden und der Betrieb je-
dermann oder bestimmten Personenkreisen 
zugänglich ist. Die barrierefreie Zugäng-
lichkeit und Benutzbarkeit baulicher An-
lagen ergibt sich aus § 49 Abs. 2 Nr. 4 der 
Niedersächsischen Bauordnung22.  
Grundsätzlich besteht jedoch für alle priva-
ten Marktbeschickerinnen und Marktbe-
schicker die Pflicht zur Nichtdiskriminie-
rung von behinderten Menschen. Nach 

                                                
19 Pielow in: BeckOK GewO, Edition 22, § 69a, 
Rndr. 35. 
20 Gaststättengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. November 1998 (BGBl. I 
S. 3418), das zuletzt durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 7. September 2007 (BGBl. I S. 2246) 
geändert worden ist (GastG). 
21 Niedersächsisches Gaststättengesetz vom 
10. November 2011 (Nds.GVBl. Nr. 27/2011 
S.415). 
22 Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 
2012 (Nds. GVBl. 2012 S. 46). 
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§ 19 Abs. 1 AGG23 ist eine Benachteiligung 
wegen einer Behinderung bei der Begrün-
dung, Durchführung und Beendigung zivil-
rechtlicher Schuldverhältnisse, die typi-
scherweise ohne Ansehen der Person zu 
vergleichbaren Bedingungen in einer Viel-
zahl von Fällen zustande kommen (Massen-
geschäfte) oder bei denen das Ansehen der 
Person nach der Art des Schuldverhältnisses 
eine nachrangige Bedeutung hat und die zu 
vergleichbaren Bedingungen in einer Viel-
zahl von Fällen zustande kommen oder eine 
privatrechtliche Versicherung zum Gegen-
stand haben, unzulässig. Unter den Begriff 
des Massengeschäfts lassen sich die Fälle 
der Bargeschäfte des täglichen Lebens fas-
sen, wie sie auf Märkten getätigt werden, da 
hier gewerbliche Anbieter Verträge über 
Konsumgüter oder standardisierte Dienst-
leistungen ohne Ansehen der Person und zu 
vergleichbaren Bedingungen in einer Viel-
zahl von Fällen abschließen24. Die nicht 
barrierefreie Gestaltung eines Marktstandes 
stellt eine mittelbare Benachteiligung dar,25 
da hier Menschen mit Behinderungen durch 
neutrale Gestaltungselemente vom Ab-
schluss von Verträgen abgehalten werden. 
Diese Benachteiligung lässt sich nach § 20 
Abs. 1 Nr. 1 AGG in engen Grenzen nur für 
Fahrgeschäfte rechtfertigen, wenn dies der 

                                                
23 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz vom 
14. August 2006 (BGBl. I S. 1897), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 3. April 2013 
(BGBl. I S. 610) geändert worden ist (AGG). 
24 HK-AGG/Franke/Schlichtmann, § 19 Rn 25. 
25 § 3 Abs. 2 AGG. 

Vermeidung von Gefahren dient, beispiels-
weise notwendige Hilfsmittel nicht sicher in 
einer Achterbahn transportiert werden kön-
nen.  
Die Definition der Barrierefreiheit aus § 4 
BGG und § 2 Abs. 3 NBGG beinhaltet nicht 
nur den Bereich der physischen Barrieren 
sondern erfasst alle gestalteten Lebensbe-
reiche, damit sie für behinderte Menschen in 
der allgemein üblichen Weise, ohne beson-
dere Erschwernis und grundsätzlich ohne 
fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind26. 
Das Urteil des OVG Lüneburg hat sich auf 
den Aspekt der Barrierefreiheit für Gehbe-
hinderte beschränkt, was aber den Begriff 
der Barrierefreiheit in diesem Kontext nicht 
einschränkt. Die Barrierefreiheit muss bei 
der Auswahl von Marktständen nach § 70 
Abs. 3 GewO als ein umfassendes Auswahl-
kriterium gesehen werden. Dies ist für den 
Veranstalter insbesondere deshalb erforder-
lich, da dieser – wie oben dargestellt – an 
die Verpflichtungen zur Barrierefreiheit eines 
Marktes bereits im Rahmen der Marktfest-
setzung gebunden sein wird. 

Ihre Meinung zu diesem Diskussionsbeitrag 
ist von großem Interesse für uns. Wir freuen 
uns auf Ihren Beitrag. 

                                                
26 Näheres zur Bestimmung der rechtlich gebote-
nen Barrierefreiheit bei Welti, Forum D, Beitrag 
D18-2013 unter www.reha-recht.de. 
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